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Gegenwärtig weht in der Migrationspolitik der Schweiz 
ein eisiger Wind. Oftmals scheint vergessen zu gehen, 
dass die meisten Asylsuchenden nicht einfach aus Aben-
teuerlust bei uns um Asyl bitten, sondern weil sie kei-
nen anderen Ausweg wissen und um ihr Leben fürchten. 
Frauen haben es dabei besonders schwer, denn oftmals 
erfahren sie nicht nur in ihrer Heimat, sondern auch auf 
der Flucht und selbst im Zielland massivste Formen ge-
schlechtsspezifischer Gewalt. 

Dass Frauen in vielen Ländern geschlechtsspezifischer 
Verfolgung ausgesetzt sind, wurde mit der Aufnahme 
frauenspezifischer Fluchtgründe in das Schweizer Asyl-
gesetz im Jahre 1998 gesetzlich anerkannt. TERRE DES 
FEMMES Schweiz beweist nun mit dem vorliegender 
Bericht zur Untersuchung von Asylgesuchen von Frau-
en, was wir schon länger befürchten: nämlich, dass den 
frauenspezifischen Fluchtgründen in der Praxis nach wie 
vor kaum Rechnung getragen wird. 

•	 Erschreckend ist, dass die Gefährdung der Frauen 
immer noch nicht genügend abgeklärt wird. Insbe-
sondere der Gefährdung durch den gesamten Fami-
lienverbund (z.B. bei Zwangsverheiratung, Gewalt im 
Namen der Ehre, aber auch bei weiblicher Genitalver-
stümmelung) wird zu wenig Gewicht gegeben. 

•	 Auf die Lebensrealität vieler Frauen wird zu wenig ein-
gegangen. Es werden Annahmen getroffen, die sich 
an der Lebensrealität von Frauen in der Schweiz ori-
entieren, aber nichts mit dem Leben in einigen ande-
ren Ländern zu tun haben. 

•	 Die Glaubwürdigkeitsprüfung ist für Frauen die gröss-
te Hürde im Asylverfahren. Die fehlende Glaubwür-
digkeit ergibt sich zum einen aus der Art der Befra-
gung (wenig Rücksicht auf Traumatisierungen, wenig 
Länderkenntnisse der Befrager_innen, Ungeübtheit 
und daher extreme Unsicherheit der Asylbewerbe-
rinnen im Umgang mit Behörden), zum anderen aus 
der mangelhaften Analyse der Situation für Frauen 
in den Herkunftsländern. Dazu kann ich aus meiner 
Erfahrung als Rechtsanwältin sagen, dass sich in mei-
ner Praxis die unwahrscheinlichsten Geschichten von 
Frauen zu 98 Prozent als wahr erwiesen haben!

Als Nationalrätin werde ich mich dafür engagieren, 
dass die Erkenntnisse aus der Studie rasch umgesetzt 
werden:

So braucht das Bundesamt für Migration (BFM) genü-
gend gut ausgebildetes Personal für die Bearbeitung der 
Asylgesuche (inkl. Befragungen). Ein faires Verfahren 
hängt genau an diesen Personen. Deshalb ist es so wich-
tig, dass sie sowohl in Befragungstechniken ausgebildet 
sind, als auch die nötigen Länderinformationen haben, 
die auf die Lebensrealitäten von Frauen aus verschiede-
nen Ländern Bezug nehmen.

Im Moment gibt es im Asylverfahren zu viele Entschei-
de des BFM, die in zweiter Instanz abgeändert werden. 
Es muss bereits beim ersten Entscheid qualitativ hoch-
stehende Arbeit geleistet werden, so dass der Weiterzug 
in die zweite Instanz nicht nötig wird. 

Ich danke TERRE DES FEMMES Schweiz herzlich für 
ihr unermüdliches Engagement für Frauenflüchtlinge 
und ihre wertvolle Arbeit, welche diese dringend nötige 
Studie hervorbrachte. «Eine andere Welt ist möglich!» 
Solidarisieren wir uns mit den Flüchtlingsfrauen und 
unterstützen wir die Arbeit von TERRE DES FEMMES 
Schweiz mit einer grosszügigen Spende!

Margret Kiener Nellen

Nationalrätin SP,  
Mitglied TERRE DES FEMMES Schweiz

Vorwort
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1. Einleitung

Weltweit machen Frauen und Kinder 80% der Flücht-
linge und intern Vertriebenen aus. Immer mehr Frauen 
gelingt die Flucht ins weiter entfernte Ausland. Jahrzehn-
telang wurden Frauen im Asylwesen nur als Anhängsel 
der Männer betrachtet und entsprechend behandelt. Ein 
Bewusstsein dafür, dass Frauen aus individuellen Grün-
den aus ihrem Heimatland fliehen und dass sich diese 
Gründe häufig von denjenigen der Männer unterschei-
den, war nicht vorhanden. 

Diese Erkenntnis begann sich Ende der 1980er und 
1990er Jahre auf internationaler Ebene durchzusetzen, 
woraufhin das UNHCR die ersten Richtlinien zum Schutz 
von Frauenflüchtlingen erarbeitete.1 Da Gender nicht 
explizit in der Flüchtlingskonvention erwähnt wird, hat 
das UNHCR Gender-Guidelines2 erarbeitet, um einen ge-
schlechtssensiblen Ansatz bei der Gewährung von Asyl 
zu gewährleisten. In den verschiedenen Richtlinien wur-
de insbesondere darauf hingewiesen, dass Frauen sehr 
häufig aufgrund sexualisierter Gewalt3 flüchten. Doch 
auch die Anwendung diskriminierender Gesetze sowie 
strenge kulturelle Normen und deren Überschreitung 
wurden als mögliche Verfolgungsgründe thematisiert. 
Die UNO-Generalversammlung und die UNO-Sonderbe-
richterstatterin zu Gewalt an Frauen, Dr. Yakin Ertürk, 
empfehlen einen geschlechtssensiblen Ansatz bei der 
Asylgewährung und dass geschlechtsspezifische Verfol-
gung gemäss den Gender-Guidelines anerkannt werden 
soll.4

Nach jahrelanger Lobbyarbeit wurden auch in der 
Schweiz 1998 frauenspezifische Asylgründe im Asylge-
setz aufgenommen. 2008 hat das Bundesamt für Migra-

1 	 UNHCR Richtlinien zum Schutz von Frauenflüchtlingen von 1991. 
Thematisiert u.a. sexuelle Gewalt, sexuelle Folter, Überschreitung 
kultureller Normen, sexuelle Diskriminierung. UNHCR Richtlinie zu 
Flüchtlingsschutz und sexuelle Gewalt von 1993. Diese Richtlinie 
empfiehlt Staaten, nationale Richtlinien für Frauenflüchtlinge 
zu entwickeln. UNHCR Richtlinie zum internationalen Schutz: 
geschlechtsspezifische Verfolgung von 2002.	

2 	 UNHCR: Guidelines on International Protection: Gender-Related 
Persecution within the context of Article 1A(2) of the 1951 
Convention and/or its 1967 Protocol relating to the Status of 
Refugees,2002, Para. 2.

3 	 Im vorliegenden Bericht wird von sexualisierter Gewalt statt sexu-
eller Gewalt gesprochen, um zu verdeutlichen, dass es bei dieser 
Art von Gewalt in keiner Weise um sexuelle Beziehungen geht, 
sondern dass dabei sexuelle Handlungen als Machtinstrument 
eingesetzt werden, um die Opfer zu erniedrigen und zu verletzen.

4 	 UN General Assembly: In-depth study on all forms of violence 
against women: UN doc. A/61/122/Add.1m, 6. Juli 2006; Coo-
maraswamy R.: Integration of the human rights of women and 
the gender perspective, violence against women: UN doc. E/
CN.4/2000/68, 29. Februar 2000, Para. 122(f). Ertürk Y.: 15 years 
of the United Nations Special Rapporteur On Violence Against 
Women. Its Causes and Consequences, United Nations, Mai 2009.

tion (BFM) die Richtlinien zum Umgang mit frauenspe-
zifischen Fluchtgründen herausgegeben, womit diese 
Fluchtgründe auch in der Praxis anerkannt wurden und 
das Gesetz zur Anwendung kam. 

In Gesprächen mit verschiedenen Rechtsberater_in-
nen, die TERRE DES FEMMES Schweiz über die Jah-
re führte, wurde immer wieder kritisiert, dass es im 
Schweizer Asylverfahren bis heute Schwierigkeiten bei 
der Anerkennung frauenspezifischer Fluchtgründe gibt. 
Da es sich dabei stets nur um Vermutungen handelte, 
konnte nicht quantifiziert werden, in welchem Masse die 
Probleme tatsächlich bestanden und bestehen. Aus die-
sem Grund entschloss sich TERRE DES FEMMES Schweiz 
2010, eine systematische und qualitative Untersuchung 
von erstinstanzlich abgelehnten Asylgesuchen von Frau-
en durchzuführen. Ziel dabei war es, herauszufinden, wo 
genau die Probleme liegen und welche Verbesserungs-
möglichkeiten es gibt, um das Schweizer Asylverfahren 
für Frauen möglichst fair und transparent zu gestalten. 

Eine tatsächliche Überprüfung der Anerkennung ge-
schlechtsspezifischer Verfolgung in der Schweiz liegt bis-
her nicht vor. Zwar forderte Frau Menétrey-Savary mit 
einem Postulat5 bereits im Jahr 2000 die Überprüfung 
der praktischen Anwendung des neuen Gesetzestextes. 
Dieser Forderung kam das BFM erst fünf Jahre später 
mit einem Bericht6 nach. Dieser enthält zwar generelle 
Aussagen zum Umgang mit Asylgesuchen von Frauen, 
die Bearbeitung von konkreten Asylgesuchen wird hin-
gegen nicht analysiert. Laut diesem Bericht ist die Aner-
kennungsquote bei Asylgesuchen von Frauen höher als 
bei Männern, Frauen werden zudem häufiger vorläufig 
aufgenommen als Männer. Über die Qualität der Beur-
teilung der eingereichten Asylgesuche sagt die höhere 
Anerkennungsquote allein jedoch nichts aus. 

Der vorliegende Bericht über die Ergebnisse der Un-
tersuchung von 32 Asylgesuchen von Frauen zeigt die 
Schwierigkeiten für Frauen im Asylverfahren auf und 
weist mit Hilfe von Protokollauszügen nach, dass diese 
Schwierigkeiten zu Fehlbeurteilungen der Asylgesuche 
führen. Um auch Frauen ein möglichst faires Asylverfah-
ren zu garantieren und nicht fahrlässig Menschenleben 
zu gefährden, sind also dringend Verbesserungen not-
wendig. Daher enthält dieser Bericht gleichzeitig konkre-
te Vorschläge zur Behebung der vorhandenen Mängel.

5 	 Anne-Catherine Menétrey-Savary: Postulat 00.3659 «Stellung der 
Frauen in der Asylpolitik», 12.12.2000.

6  	 Bundesamt für Migration: Stellung der Frauen in der Asylpolitik 
– Würdigung frauen- bzw. geschlechtsspezifischer Aspekte im 
Asylverfahren, August 2005.

5
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2. Frauenspezifische Fluchtgründe im  
Schweizer Asylgesetz

Im Schweizerischen Asylgesetz sind frauenspezifische 
Fluchtgründe seit 1998 anerkannt.7 Es dauerte allerdings 
10 Jahre, bis das BFM ein Kapitel zu geschlechtsspezi-
fischen Fluchtgründen ins Handbuch für Asylverfahren 
aufnahm. Diese Verzögerung erstaunt umso mehr, als 
dieses Handbuch den Sachbearbeiter_innen des BFM als 
Grundlage für die Beurteilung von Asylgesuchen dient. 
Bereits 1994 wurde im damals zuständigen Bundesamt 
für Flüchtlinge eine interne Erhebung über die Behand-
lung von Asylgesuchen von Frauen durchgeführt und ein 
Massnahmenkatalog erstellt.8 Darin wurden u.a. folgen-
de Massnahmen genannt, die ab 1996 umgesetzt wer-
den sollten: Jede asylsuchende Person hat Anspruch auf 
Prüfung der eigenen Asylgründe; jede asylsuchende Per-
son ist allein zu befragen; bei Hinweisen auf geschlechts-
spezifische Verfolgung wird die Befragung von Personen 
gleichen Geschlechts durchgeführt und traumatisiert 
Asylsuchende werden durch speziell ausgebildete Mitar-
beiter_innen angehört. Zudem wird darin die Aufarbei-
tung des Länderwissens zur gesellschaftlichen Situation 
sowie zur rechtlichen und sozialen Stellung der Frau an-
geordnet. Im Hinblick auf eine angemessene Beurteilung 
von Asylgesuchen von Frauen wurden die Befrager_in-
nen speziell für den Umgang mit geschlechtsspezifischer 
Verfolgung und Traumatisierung ausgebildet.

2006 fällte die damalige Asylrekurskommission (ARK) 
einen wichtigen Entscheid: Zum ersten Mal wurde die 
Verfolgung durch Privatpersonen als asylrechtliche Ver-
folgung anerkannt.9 Dieser Präzedenzfall war für asyl-
suchende Frauen von grosser Bedeutung, zumal er der 
Anerkennung frauenspezifischer Fluchtgründe den Weg 
ebnete. Bis anhin wurde einzig staatliche Verfolgung als 
asylrelevante Verfolgung anerkannt. Zu den frauenspezi-
fischen Fluchtgründen zählt das BFM drohende weibliche 
Genitalverstümmelung (auch von Töchtern), Zwangsver-
heiratungen, sexuelle Übergriffe, Ehrenmorde, sexuelle 
Orientierung, häusliche Gewalt, geschlechterdiskriminie-
rende Gesetzgebung und die Einkindpolitik.10

 
7	 AsylG Art. 3 Abs 2: «Den frauenspezifischen Fluchtgründen ist 

Rechnung zu tragen». 
8	 Siehe: Bundesamt für Migration: Stellung der Frauen in der Asyl-

politik - Würdigung frauen- bzw. geschlechtsspezifischer Aspekte 
im Asylverfahren, August 2005. 

9	 Urteil ARK vom 8.6.2006 (EMARK 2006 Nr. 18).
10	 Bundesamt für Migration: Die Situation der Frauen in der Asylpo-

litik – Würdigung der frauen- bzw. geschlechtsspezifischen Flucht-
gründe im Asylverfahren.

 
 
 

6



TERRE DES FEMMES Schweiz

7

St
at

is
ti

sc
he

 D
at

en
St

at
is

ti
sc

he
 D

at
en

 &
 M

et
ho

de

3.1 Auswahl der Asylfälle
Die Beschaffung der Materialien stellte sich als sehr 

viel schwieriger und aufwendiger heraus als erwartet. 
Um geeignete Fälle (d.h. Asylgesuche von Frauen, die 
geschlechtsspezifische Verfolgung geltend gemacht ha-
ben) aufzuspüren, wurde das Studienprojekt breit unter 
den Mitarbeiter_innen der Rechtsberatungsstellen ge-
streut. Der grösste Teil der Fälle (60%) kam durch Hin-
weise der Mitarbeiter_innen der Rechtsberatungsstellen 
zusammen. Darüber hinaus wurde die Falldatenbank des 
Bundesverwaltungsgerichts (BVGer) systematisch nach 
Schlagwörtern durchsucht, so wurden weitere 10 Fäl-
le aufgespürt (30%). Die restlichen 10 % kamen durch 
Hinweise der Mitarbeitenden der Beobachtungsstelle für 
Asyl zusammen. Insgesamt konnten schliesslich 32 Asyl-
fälle von Frauen analysiert werden. 

Alle erstinstanzlichen Entscheide über die Asylgesu-
che fielen zwischen 2004 und 2010, die letztinstanzli-
chen zwischen 2008 und 2010. 

Bis auf eine waren alle Frauen heterosexuell. Unge-
fähr die Hälfte von ihnen hat Kinder, die sich zum Teil 
ebenfalls in der Schweiz befinden. 

Da nicht generell auf alle Asylgesuche von Frauen zu-
gegriffen werden konnte, kann die Studie lediglich ge-
wisse Trends aufzeigen. Das Material bietet jedoch 
ausreichend Beweis, um die ermittelten Sachverhal-
te als generell gültig zu erklären. Zusätzlich gesichert 
wurden die Trends in Gesprächen mit mehreren Ju-
ristinnen der Rechtsberatungsstellen. Dabei wurden 
die ausgemachten Trends aus erster Hand bestätigt.  
 
3.2 Analyse

Die Analyse stützte sich auf möglichst umfassende In-
formationen zu jedem einzelnen Fall. Bei einem Teil der 
Fälle konnte das gesamte Dossier (Protokolle der Erst-
befragung und kantonalen Befragung, Entscheid BFM, 
Rekurs mit weiteren Beweismitteln, Entscheid BVGer) 
analysiert werden, in anderen Fällen war lediglich der 
Entscheid des BFM, des BVGer oder auch nur eine Analy-
se der Schweizerischen Beobachtungsstelle für Asyl und 
Ausländerrecht (in 3 Fällen) zugänglich. Sofern vorhan-
den, wurden die zitierten Quellen für Länderinformatio-
nen mit untersucht. 

Neben der qualitativen Analyse der Bearbeitung der 

Asylgesuche von Frauen wurden Daten zu Herkunfts-
land, Alter, sexueller Orientierung sowie der Entscheid 
erfasst. 

Die Ergebnisse wurden schliesslich zusätzlich anhand 
der Erfahrungen von Rechtsberater_innen sowie von 
Psycholog_innen des Ambulatoriums für Folter- und 
Kriegsopfer in Zürich in mehreren Gesprächen überprüft. 

Um die Betroffenen zu schützen, sind die Beispiele 
anonymisiert. Quellenangaben finden sich daher nur bei 
jenen Beispielen, die über die Datenbank des BVGer öf-
fentlich zugänglich sind.

3.3 Profil der Asylsuchenden
Alle Frauen, deren Asylgesuch untersucht wurde, 

stellten ein eigenes Asylgesuch. Da das BFM Asylfälle 
nicht nach dem Kriterium der geschlechtsspezifisichen 
Verfolgung kategorisiert, werden alle Asylfälle von Frau-
en gleich erfasst, unabhängig davon, ob eine Frau ein 
eigenes Asylgesuch gestellt hat. Ein Grossteil der Asyl-
gesuche von Frauen ist aber bis heute eingeschlossen in 
das Asylgesuch ihres Ehemannes (ca. 50%). Die Ursache 
dafür liegt viel weniger darin, dass Frauen keine eigenen 
Asylgründe hätten, als dass sie schlicht nicht wissen, wie 
wichtig es ist, ein eigenständiges Asylgesuch zu stellen 
und dort all ihre persönlichen Asylgründe vorzubringen. 
Viele Frauen schrecken davor zurück, ihre wahren Grün-
de zu nennen (insbesondere wenn sie sexueller Natur 
sind), da sie nicht wollen, dass ihr Ehemann oder ihre 
weitere Umgebung davon erfährt. Hier werden die Frau-
en häufig zu wenig von den Sachbearbeiter_innen über 
die (Schutz-)Möglichkeiten aufgeklärt. 
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Das Alter und die Herkunftsländer der Asylsuchenden 
werden aus den Grafiken 1 und 2 ersichtlich.

Grafik 1: Alter bei Gesuchstellung

4; 13%

2; 7%

12; 40%

12; 40%
0-18
19-25
26-40
unbekannt

Der grösste Teil der Gesuchstellerinnen ist zwischen 
26 und 40 Jahren al, wobei bei weiteren 40 % keine 
Altersangaben vorhanden sind. 

Grafik 2: Herkunftsländer

Kosovo; 5

Irak; 4

Sri Lanka; 3

Äthiopien; 3
Afghanistan; 2

Côte d'Ivoire; 2

Türkei; 2

Aserbaidschan; 1

Liberia; 1

Syrien; 1

Kamerun; 1

Tschad; 1

Tschetschenien; 1
Russland; 1

Ruanda; 1Somalia; 1

Dem. Rep. Kongo; 
1

Die Frauen stammten aus den unterschiedlichsten 
Herkunfstländern (darauf wurde bei der Auswahl der 
Fällte geachtet).

3.4 Art der Verfolgung und die geltend 
gemachten Asylgründe

Die Grafiken 3 und 4 zeigen Art der Verfolgung sowie 
die vorgelegten Asylgründe der asylsuchenden Frauen. 
Manche Frauen machten mehr als einen Grund bzw. 

mehr als eine Verfolgung geltend. 

Grafik 3: Art der Verfolgung

18; 44%

8; 20%

4; 10%

4; 10%

3; 7%

2; 5%

1; 2%

1; 2%

Sex. Gewalt
Zwangsverheiratung
Zwangsprostitution
Gewalt im Namen der Ehre
FGM
Häusliche Gewalt
Sexuelle Diskriminierung
Sklaverei

Grafik 4: Asylgründe

10; 30%

19; 58%

1; 3%

3; 9%

Politische Verfolgung
Zugehörigkeit soz. Gruppe
Religiöse Verfolgun
Ethnische Verfolgung

Die meisten Frauen geben als Asylgrund die Zugehö-
rigkeit einer sozialen Gruppe an, 30 % aber auch politi-
sche Verfolgung.
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3.5 Verfolgung 
In den meisten Fällen ging die Verfolgung von Privat-

personen aus:

Grafik 5: Verfolger_innen

10; 31%

22; 69%

staatlich
privat

3.6 Verfahrensdauer 
Die Verfahrensdauer ist ein sehr belastender Faktor 

für die Gesuchstellerinnen. Das jahrelange Leben in der 
Ungewissheit und unter schwierigen Lebensumständen 
führt bei sehr vielen Frauen – genauso wie bei Männern 
– zu ernsthaften psychischen, sozialen und daraus re-
sultierenden gesundheitlichen Problemen. Grafik 6 bildet 
die Verfahrensdauer der untersuchten Gesuche ab:

Grafik 6: Verfahrensdauer

2; 13%

5; 31%

4; 25%

5; 31%

< 1 Jahr
1-2 Jahre
2-4 Jahre
> 4 Jahre

3.7 Asylentscheide
Von den 32 untersuchten Fällen wurde in zwei Fäl-

len erstinstanzlich Asyl gewährt. Hierbei handelte es 
sich jeweils um Frauen, die aus Afghanistan kamen und 
aufgrund drohender Zwangsverheiratung und extremer 
häuslicher Gewalt Asyl suchten. In allen anderen Fällen 
wurde das Gesuch erstinstanzlich entweder abgelehnt 
(16 Fälle, d.h. rund 50%11), nicht darauf eingetreten (2 
Fälle, d.h. 6%) oder eine vorläufige Aufnahme gewährt 
(11 Fälle, d.h. 35%). Vorläufig aufgenommen wurden 
die Frauen entweder aufgrund allgemein herrschender 
Gewalt im Land (beispielsweise Irak oder Somalia) oder 
aber aufgrund gesundheitlicher Problemen der Frauen 
selbst oder ihrer Kinder. 

5 Fälle wurden nur erstinstanzlich entschieden. Von 
den 27 Fällen, die zweitinstanzlich behandelt wurden, 
wurde in 3 Fällen (9%) Asyl gewährt, in weiteren 2 Fäl-
len (6%) nicht auf den Rekurs oder die Wiederwägung 
eingetreten, in 5 Fällen (16%) der Asylantrag abgelehnt, 
in 7 Fällen (21%) eine vorläufige Aufnahme gewährt. In 
10 Fällen (30%) wies die zweite Instanz den Entscheid 
an das BFM zurück. Grund dafür war zum einen, dass die 
betroffenen Asylsuchenden nicht von einem gleichge-
schlechtlichen Befragungsteam angehört worden waren 
(7 Fälle), obwohl sie sexualisierte Gewalt in der Erstbe-
fragung oder während der Befragung geltend gemacht 
hatten, zum andern, dass der Sachverhalt generell nicht 
umfassend genug abgeklärt worden war (3 Fälle). Bei 
letzteren entschied die erste Instanz sofort auf Unglaub-
würdigkeit. 

In 4 der 15 vom BFM abgelehnten Asylgesuche (bei 
denen ein Rekurs eingelegt wurde) kam das BVGer zum 
gleichen Schluss wie das BFM. Bei 5 Fällen entschied das 
BVGer auf eine vorläufige Aufnahme, 5 Gesuche wurden 
zur Neubeurteilung an das BFM zurückgewiesen und in 
einem Fall ist das BVGer nicht auf die Beschwerde einge-
treten.12 Das bedeutet, dass die Frauen in über 60% der 
Fälle möglicherweise unrechtmässig ausgewiesen wor-
den und damit einer möglichen Lebensgefahr ausgesetzt 
gewesen wären. 

11 Bei allen nachfolgenden Prozentangaben handelt es sich um 
Rundungen.

12 In diesem Fall wurde der Entscheid des BFM von der Beiständin 
nicht rechtzeitig an die minderjährige Asylstellerin weitergeleitet. 
Deshalb war die Rekursfrist bereits verstrichen.	
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Grafik 7: Entscheide des BVGer über Asylgesuche, die 
vom BFM abgelehnt wurden

4; 27%

1; 7%

5; 33%

5; 33%

abgelehnt
Nichteintreten
vorl. Aufnahme
Neubeurteilung

2 Urteile der 10 Asylgesuche, bei denen das BFM eine 
vorläufige Aufnahme gewährt hatte, wurden vom BVGer 
bestätigt, in 3 Fällen wurde Asyl gewährt und 5 Fälle 
wurden zur Neubeurteilung an das BFM zurückgewiesen.

Abgesehen von den absoluten Zahlen ist insbesonde-
re die unterschiedliche Begründung für eine Ablehnung 
interessant: Während das BFM 10 Asylgesuche aufgrund 
von Unglaubwürdigkeit ablehnte, kam das BvGer ledig-
lich in 3 Fällen zum selben Schluss. Problematisch ist 
ebenfalls die hohe Anzahl der wegen mangelhafter Ab-
klärungen an das BFM zurückgewiesenen Fälle (10, d.h. 
rund 30%).
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Es gibt verschiedene Schwierigkeiten, mit denen asyl-
suchende Frauen in ihren Asylverfahren überproportional 
oft konfrontiert werden. Diese können zum einen struk-
turell bedingt sein, also z.B. ob die Kinder der Betroffe-
nen während der Anhörungen betreut werden. Zum Teil 
sind sie aber auch verfahrenstechnischer Natur, z.B. ob 
es die Befragungsatmosphäre zulässt, dass die Frauen 
über die erfahrene sexualisierte Gewalt sprechen kön-
nen. Sie können aber auch substantiell sein, z.B. ob ge-
nügend geschlechtsspezifische Abklärungen zum Asylge-
such vorgenommen werden. Ein besonderes Augenmerk 
wird im vorliegenden Bericht auf das Thema der sexu-
alisierten Gewalt während der Flucht gelegt, da davon 
ausgegangen werden muss, dass der überwiegende Teil 
der asylsuchenden Frauen sexualisierte Gewalt während 
oder nach ihrer Flucht erlebt haben. Diese einschneiden-
den Erlebnisse haben einen starken Einfluss auf das Ver-
halten der Frauen während des Asylverfahrens, dessen 
sollten sich Beurteilende von Asylgesuchen von Frauen 
immer bewusst sein.

4.1 Sexualisierte Gewalt auf der Flucht
Frauen, die aus ihrem Land flüchten, setzen sich einer 

grossen Gefahr aus: der Gefahr der sexualisierten Ge-
walt. Faktisch gibt es bis heute fast keine Zahlen zu Vor-
fällen von sexualisierter Gewalt bei Frauenflüchtlingen. 
Eine Studie des UNHCR13, die in Marokko und Algerien 
durchgeführt wurde, lässt allerdings Schlüsse dahinge-
hend zu, dass praktisch alle Frauen, die alleine (oder mit 
Kindern) fliehen, Opfer von sexualisierter Gewalt wer-
den. 

Sexualisierte und geschlechtspezifische Gewalt kommt 
in allen Phasen der Flucht vor: vor der Ausreise, wäh-
rend der Flucht, im Zielland und auch während der Rück-
schaffung und Wiedereingliederung im Heimatland. Das 
männliche Gefühl der Dominanz über Frauen kann sich 
in Fluchtzusammenhängen noch verstärken, wenn zum 
Beispiel unbegleitete Frauen und Minderjährige von La-
geraufsehern und männlichen Asylsuchenden als sexu-
elles Eigentum angesehen werden. Die Frauen werden 
beispielsweise als Sexsklavinnen gehalten, zur Prostituti-
on gezwungen oder gegen ihren Willen verheiratet. Auch 
Polizisten, militärisches Personal, Mitarbeiter von inter-
nationalen Hilfsorganisationen, Regierungsangestellte 

13 Smaïn Laacher, Les violences faites aux femmes pendant leur vo-
yage clandestin: Algérie, France, Espagne, Maroc, UNCHR, 2010. 

etc. können Täter sein.14 Eine Studie aus Schottland und 
Belgien brachte zu Tage, dass 70% der asylsuchenden 
Frauen in diesen Ländern mindestens einmal in ihrem 
Leben sexualisierte oder physische Gewalt erlebt haben. 
Bei 57% der Frauen auf der Flucht wurde eine posttrau-
matische Belastungsstörung diagnostiziert.15 

Im Zusammenhang mit Asylgesuchen ist es äusserst 
wichtig, diese Tatsache während dem gesamten Asyl-
prozess mit einzubeziehen. Sexualisierte Gewalt hat 
schwerwiegende physische, psychische und soziale Fol-
gen. Überlebende sind oft traumatisiert und leiden als 
Folge unter schweren Depressionen, Schuldgefühlen, 
Scham, Vertrauensverlust und Verlust des Selbstwertge-
fühls. Hinzu kommen mögliche ungewollte Schwanger-
schaften, Abtreibungen unter gefährlichen Bedingungen, 
sexuell übertragbare Krankheiten und andere physi-
sche Verletzungen.16 Die Betroffenen entwickeln häufig 
Schutzmechanismen, um mit den Erlebnissen umgehen 
zu können. Dazu gehören das komplette Ausblenden der 
Ereignisse und das Vergessen oder das Abstreiten von 
Geschehnissen, was selbstverständlich massive Auswir-
kungen auf die Befragungen und in der Folge auf die 
Einschätzung der Asylwürdigkeit hat. 

In den meisten Gesellschaften gelten Frauen nach wie 
vor als selbst verantwortlich für die erlittene Gewalt und 
werden als Resultat von ihrer Familie und Gemeinschaft 
verstossen. Deshalb sprechen sehr viele Frauen nie über 
diese Erlebnisse.17

Demzufolge ist davon auszugehen, dass jede Asylbewer-
berin, insbesondere wenn sie ohne Mann geflohen ist, 
sexualisierte Gewalt erlebt hat und entsprechend trau-
matisiert ist. Deshalb sollten alleinreisende Frauen (mit 
und ohne Kinder) im Asylverfahren in jedem Fall frühzei-
tig psychologische Unterstützung angeboten bekommen 
und auf mögliche Belastungsstörungen untersucht wer-
den, damit ihr Verhalten bei Befragungen entsprechend 
eingeordnet werden kann. Wichtig zu beachten hierbei 
sind auch die kulturell unterschiedlichen Reaktionen bei 
Trauma.18

14 Vgl. Smaïn Laacher: Les violences faites aux femmes pendant leur 
voyage clandestine: Algérie, France, Espagne, Maroc, UNCHR, 
2010.

15 Scottish Refugee Council: Asylum seeking women: violence and 
health, 2009, S. 25.

16 UNFPA: Reproductive health in refugee situations, 1999, Kap. 4: 
sexual and gender-based violence. 

17 UNHCR: Sexual and gender-based violence against refugees, re-
turnees and internally displaced persons, Guidelines for preventi-
on and response, 2003, S. 24.

18 Scottish Refugee Council: Asylum seeking women: violence and 
health, 2009, S. 26.
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4.2 Verfahrenstechnische Probleme
Bei der Untersuchung der Asylentscheide stellte sich 

heraus, dass ein grosser Teil der Gesuche an verfahrens-
technischen Hürden scheiterte. Im Folgenden werden 
die häufigsten Probleme geschildert.

4.2.1 Abklärung des Sachverhalts beim Bun-
desamt für Migration

Von den 30 untersuchten Asylgesuchen, die in erster In-
stanz keinen positiven Entscheid erhielten, wurde das 
Urteil des BFM nur in 7 Fällen in zweiter Instanz bestä-
tigt. Bei 6 der begutachteten Gesuche liegen bis jetzt 
nur erstinstanzliche Urteile vor. Insgesamt 10 Fälle, d.h. 
30%, wurden an das BFM mit der Kritik zurückgewiesen, 
dass der Sachverhalt nicht genügend abgeklärt sei. An-
gesichts der Tatsache, dass es für diese Frauen häufig 
um Leben und Tod geht, ist dies eine sehr hohe Rate.

«Zudem lässt die auf dieser rudimentären Begründung basierenden 
Argumentation des BFM nicht den Schluss zu, das BFM habe sich 
ernsthaft mit den Vorbringen der Beschwerdeführenden auseinan-
dergesetzt, zumal sie weder die geltende Praxis (…) noch den zahl-
reichen öffentlich zugänglichen Quellen von internationalen Organi-
sationen, welche sich zur Lage in (…) und insbesondere zur Situation 
von (…) 19 äussern, gerecht wird. Mit seiner Argumentation verkennt 
das BFM auch, dass die Beschwerdeführenden in den knapp gehalte-
nen Befragungen mehrere Hinweise zu Protokoll gegeben haben, die 
auf die drohende Verfolgung durch (…) Behörden schliessen lassen 
könnten.»20

Wie bereits erwähnt, wurden die Ablehnungen und 
Wegweisungen aus der Schweiz in 9 Fällen entweder in 
eine vorläufige Aufnahme (3 Fälle) oder in eine Rückwei-
sung an das BFM umgewandelt. Das bedeuet, dass diese 
9 Frauen ohne Rekurs in ihr Land zurückgewiesen wor-
den und wahrscheinlich lebensbedrohlicher Verfolgung 
ausgesetzt gewesen wären. 3 der vorläufig Aufgenom-
men erhielten nach ihrem Rekurs Asyl. 

In erster Instanz wird das Asylgesuch sehr häufig auf-
grund von Unglaubwürdigkeit abgelehnt (bei 30% der 
untersuchten Fälle). In zweiter Instanz wird dieser Argu-
mentation jedoch häufig nicht gefolgt: 

19 Auslassung durch Autorin eingefügt.
20 Urteil BVGer D-5705/2008/wif.	
21 Urteil BVGer D-5327/2009.

«Die von der Vorinstanz vertretene Auffassung, ihre Aussagen müss-
ten aufgrund der vielen Ungereimtheiten als unglaubhaft qualifiziert 
werden, kann in dieser absoluten Form nicht geteilt werden.»21

Diese Zahlen zeigen, dass es ein erhebliches Verbesse-
rungspotential bei der erstinstanzlichen Behandlung von 
Asylgesuchen gibt. Abgesehen davon, dass das Asylver-
fahren für die meisten Frauen eine extrem grosse psy-
chische Belastung darstellt, könnten hier enorme Kosten 
eingespart werden, wenn mehr in die erstinstanzliche 
Behandlung der Fälle investiert würde. Faire, erstins-
tanzliche Entscheide könnten ausserdem das Vertrauen 
der Bevölkerung in das Asylsystem steigern und damit 
zu einem besseren Ansehen von Flüchtlingen in der 
Schweiz beitragen. Das Ziel sollte sein, seriös und ohne 
grosse zeitliche Verzögerung abzuklären, ob eine Person 
Flüchtling ist oder nicht. Um die Qualität der Erstent-
scheide zu verbessern, sollten mehr Ressourcen in die 
erstinstanzliche Behörde investiert werden. 

4.2.1.1 Beurteilung von «logischem» Verhalten in Ext-
remsituationen

Es kommt immer wieder vor, dass Sachbearbeiter_innen 
Urteile über das «logische» Verhalten von Gesuchstelle-
rinnen fällen. Menschen, die in der Schweiz ein Asylge-
such stellen, haben höchstwahrscheinlich erschütternde 
Erfahrungen gemacht und Situationen erlebt, die sie in 
ihrem Verhalten prägen. Sachbearbeiter_innen können 
aufgrund von eigenen Lebenserfahrungen kaum ad-
äquate Verhaltensbeurteilungen vornehmen, umso heik-
ler ist es, wenn sie davon ausgehend auf die Unglaub-
würdigkeit der Gesuchstellerin schliessen.22 

Frau X. erklärt, dass Herr Y. sie heiraten wollte, weil sie viel Geld 
und Immobilien besass, die ihr durch den Familienbesitz zugekom-
men waren. Herr Y. habe sie schliesslich vergewaltigt, denn dadurch 
sei sie gesellschaftlich gezwungen gewesen, ihn zu heiraten. Das 
BFM hielt eine Flucht nicht für die logische Reaktion auf den Vorfall, 
schliesslich hätte Frau X. ihrem Vergewaltiger ihr Vermögen schenken 
können und wäre so nicht mehr von ihm verfolgt worden. Da Frau X. 
diese «Lösung» nicht ins Auge gefasst hat, fehle ihrem Vorbringen 
die innere Logik, ihr könne also nicht geglaubt werden.23

Abgesehen davon, dass man Frau X. ziemlich vor-
schnell Unglaubwürdigkeit unterstellt, wird das Opfer 
gleichzeitig kurzerhand zur Täterin gemacht. Da Frau 
22 Vgl. Auch: AI Report, Get it right, 2004, S.22.
23 Vertrauliche Quelle
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X. gemäss BFM nicht adäquat gehandelt hat, habe sie 
ihre Verfolgung selbst zu verantworten. Hierbei kommt 
eine allgemeine gesellschaftliche Tendenz zu tage, näm-
lich Opfern insbesondere von sexualisierter Gewalt die 
Schuld am Vergehen der Täter zuzuweisen.

4.2.2 Die Befragungssituation

In der Befragung muss die Gesuchstellerin möglicher-
weise über Vorfälle berichten, die bei ihr Todesängs-
te ausgelöst haben. Es ist absolut essentiell, dass die 
Gesuchstellerinnen eine echte Chance erhalten, in der 
Befragung all ihre Fluchtgründe darzulegen. Ob sie dies 
angstfrei tun können, hängt von verschiedenen Fakto-
ren ab. Allem voran ist eine offene und vertrauensvolle 
Atmosphäre während der Befragung zu nennen. Die Ge-
suchstellerin sollte sich nicht auf der Anklagebank füh-
len, vielmehr ist ihr zu vermitteln, dass sie samt den 
von ihr genannten Fluchtgründen ernst genommen wird. 
Frauen gegenüber, die mit Partnern in die Schweiz ein-
gereist sind, muss versichert werden, dass der Ehemann 
oder Partner nichts von den Aussagen der Gesuchstelle-
rin erfährt, wobei auch tatsächlich dafür zu sorgen ist. 
Nur so besteht überhaupt die Chance, dass Betroffene 
von erfahrener sexualisierter Gewalt berichten. 

Über die Gesprächsatmosphäre hinaus sind weitere 
Faktoren ausschlaggebend, die im Folgenden erläutert 
werden sollen.

4.2.2.1 Dolmetscher_innen

Erschwert wird die Befragung durch die Anwesen-
heit von Dolmetscher_innen. Diesen Personen kommt 
eine sehr heikle Position im Asylverfahren zu, denn sie 
können einen unerwünschten Einfluss auf die Gesuch-
stellerin ausüben, ohne dass dies von aussen wahrge-
nommen wird. Insbesondere bei der Erörterung von 
schambesetzten Themen kann die Dolmetscherin eine 
grosse Hürde für die Gesuchstellerin darstellen. Da es 
sich bei ihr meistens um eine Person aus dem eigenen 
Kulturkreis handelt, unterstellt ihr die Gesuchstellerin 
auch die entsprechenden Wertvorstellungen. Gerade an-
gesichts sexueller Themen ist es für Betroffene oftmals 
noch schwieriger, sich gegenüber jemandem aus dem 
eigenen Kulturkreis zu öffnen als gegenüber Personen 
aus der Aufnahmegesellschaft. Deshalb gilt es die In-
teraktion zwischen Dolmetscherin und Gesuchstellerin 
genauestens zu beobachten, denn nur so kann allfälliges 

Unbehagen überhaupt bemerkt werden. Die Situation 
wird für die Frau selbstverständlich noch schwieriger, 
wenn ein männlicher Dolmetscher anwesend ist. Des-
halb muss diese Konstellation grundsätzlich vermieden 
werden.

4.2.2.2 Befragungstechniken und grundlegende Länder-
kenntnisse

Es hängt sehr von der Art und Weise der Befragung ab, 
welche Antworten die befragte Person gibt.24 In einer 
Befragung geht es in erster Linie darum, herauszufin-
den, welches die Verfolgungsgründe der Gesuchstellerin 
sind und ob die Gesuchstellerin glaubwürdig ist. Wie er-
wähnt, steht die Asylbewerberin während dem Verfah-
ren unter sehr grossem Stress steht (Fluchterfahrungen, 
Zukunftsängste, Isolation, Getrenntsein von Familie und 
gewohnter Umgebung etc.), daher muss eine Befra-
gungsatmosphäre geschaffen werden, in der die Frau-
en sich sicher genug fühlen, um ihre Verfolgungsgründe 
schildern zu können. Dazu gehört auch, dass sich die 
Befragerin bewusst ist, aus welchem kulturellen und 
länderspezifischen Kontext die Gesuchstellerin kommt, 
allem voran um die Antworten korrekt einordnen zu kön-
nen und das Interview entsprechend zu führen. 

Viele Asylbewerber_innen kommen aus Ländern, in de-
nen «Offizielle» und Autoritätspersonen als nicht ver-
trauenswürdig gelten, sind sie doch oftmals gerade Mit-
ursache für Verfolgung und Flucht. Nicht zuletzt deshalb 
ist es für viele Asylbewerber_innen äussert schwierig, 
einer fremden Autoritätsperson innerhalb kürzester Zeit 
so weit zu vertrauen, dass sehr schmerzliche oder auch 
schambesetzte Erinnerungen erzählt werden können.25 
Frauen aus stark patriarchalisch geprägten Gesellschaf-
ten gehen davon aus, dass Männer zusammen halten, 
sie sind es gewohnt, dass sich männliche Autoritäts-
personen (z.B. Polizisten) üblicherweise vielmehr loyal 
gegenüber den männlichen Aggressoren verhalten, als 
gegenüber deren Opfer. Auch diesen Aspekt gilt es bei 
der Befragung mit einzubeziehen.

24 Vgl. AI Report, Get it right, 2004, S. 7.
25  Vgl. AI Report, Get it right, 2004, S. 6.
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4.2.2.3 Befragung bei sexualisierter Gewalt

Wie sich in der Analyse der Asylfälle zeigte, ist die Sen-
sibilität bei der Befragung von Asylbewerberinnen, die 
sexualisierte Gewalt erlebt haben, immer noch unzurei-
chend. Beispielsweise wurde in einigen der untersuchten 
Fälle die Befragung nicht abgebrochen, um diese The-
men in einem gleichgeschlechtlichen Team fortzusetzen. 
Ausserdem kam es zu Fällen, in denen Frauen genötigt 
wurden, einzelne Details zur Vergewaltigung auszufüh-
ren, angeblich um die Glaubwürdigkeit der Erzählungen 
zu überprüfen. Dabei scheint es mitunter, als ob gewisse 
Fragen aus reinem Voyeurismus gestellt wurden, zumal 
sie in keiner Weise der Abklärung des Sachverhalts dien-
ten. 

Frau A. schildert, dass sie zusammen mit einigen Nachbarinnen von 
unbekannten Männern in einem Bus verschleppt und anschliessend 
in einer Halle von mehreren Männern vergewaltigt worden war. Frau 
A. erzählt ganz genau, wie man sie in den Bus lockte, was auf der 
Fahrt geschah und wie sie hinterher wieder freigelassen wurden. Zu 
den Ereignissen in der Halle sagt sie hingegen wenig, worauf sie die 
Befragerin immer wieder anhält, Details zu den Vergewaltigungen 
zu erzählen (z.B. auf welche Weise mehrere Frauen von mehreren 
Männern gleichzeitig vergewaltigt werden können). Da Frau A. dazu 
schweigt, wird sie als unglaubwürdig eingestuft.26

Die UNHCR-Richtlinien zum Thema sexuelle und ge-
schlechtsspezifische Gewalt gegen Flüchtlinge27 geben 
klare Handlungsanweisungen vor, wie mit Personen, die 
derartige Gewalt erlebt haben, umzugehen ist. Demnach 
sollten nur absolut notwendige und für den Entscheid 
relevante Fragen gestellt werden. Ausserdem sollte ver-
mieden werden, dass Betroffene ihre Erlebnisse mehr als 
einmal erzählen müssen.

4.2.2.4 Gleichgeschlechtliches Befragungsteam

Art. 6 der Asylverordnung 1 regelt, dass die 
asylsuchende Person bei konkreten Hinweisen auf 
eine geschlechtsspezifische Verfolgung in einer 
geschlechtsidentischen Befragungsrunde angehört 
wird.28

Wie oben beschrieben, muss davon ausgegangen 
26 Vertrauliche Quelle
27 UNHCR: Sexual and gender-based violence against refugees, re-

turnees and internally displaced persons, Guidelines for preventi-
on and response, 2003, S. 30.

28 Bundesamt für Migration: Die Situation der Frauen in der Asyl-
politik – Würdigung der frauen- bzw. geschlechtsspezifischen 
Fluchtgründe im Asylverfahren. Gemäss Asylverordnung, muss 
eine Person bei konkreten Hinweisen auf geschlechtsspezifische 
Verfolgung von einer Person gleichen Geschlechts angehört wer-
den (siehe AsylV1, Art. 6).

werden, dass ein Grossteil der weiblichen Asylsuchen-
den vor, während oder nach ihrer Flucht sexualisierte 
Gewalt erlebt haben. Obwohl solche Erlebnisse nicht 
direkt asylrelevant sind, sofern sie nicht im jeweiligen 
Heimatland geschahen, müssen sie bei der Gestaltung 
der Befragung mit einbezogen werden. Ein gleichge-
schlechtliches Befragungsteam ist eine Möglichkeit, um 
eine Befragungssituation herzustellen, in der tatsächlich 
alle Asylgründe genannt werden können. Doch nicht nur 
bei Erfahrungen von sexualisierter Gewalt sind gleichge-
schlechtliche Befragungsteams eine Erleichterung. Sehr 
viele Frauen, die ein Asylgesuch in der Schweiz stellen, 
kommen aus Gesellschaften, in denen Frauen und Män-
ner mehr oder weniger getrennt leben. Frauen sind es 
häufig nicht gewohnt, mit Männern ausserhalb ihrer Fa-
milie zu sprechen, erst recht nicht, wenn es darum geht, 
geschlechtsspezifische Verfolgung zu schildern.29 

In den untersuchten Fällen hat sich gezeigt, dass Frau-
en immer noch häufig von Männern oder gemischten 
Teams befragt werden, selbst wenn davon ausgegangen 
werden musste, dass die Gesuchstellerin geschlechts-
spezifische Verfolgung, und aller Wahrscheinlichkeit nach 
sexualisierte Gewalt, erfuhr: In nur 4 Fällen wurden die 
Frauen von gleichgeschlechtlichen Teams befragt, in 15 
Fällen waren Männer bei der Befragung anwesend (bei 
13 Fällen ist nicht bekannt, ob Männer oder Frauen die 
Befragung durchgeführt haben). 7 Fälle wurden allein 
aus diesem Grund an das BFM zur Neubeurteilung zu-
rückgewiesen.

«Vorliegend ist festzustellen, dass die Beschwerdeführerin 1 bereits 
anlässlich der Kurzbefragung in E.___ auf die Frage, ob man ihr auf 
dem Posten als Frau zu nahe getreten sei, antwortete, man habe 
versucht, sie sexuell zu belästigen (…) Mit dieser Aussage lagen ein-
deutige Hinweise auf geschlechtsspezifische Verfolgung vor, welche 
zwingend (…) Anlass dazu hätten geben müssen, die Schutzvorschrift 
von Art. 6 AsylV 1 anzuwenden und die Beschwerdeführerin bei der 
kantonalen Anhörung durch ein Frauenteam anhören zu lassen. (…) 
[Z]udem habe sie eingangs der Anhörung die Frage, ob sie Einwän-
de gegen die Anwesenheit von Männern an der Befragung habe, 
ausdrücklich verneint (…). Erschwerend kommt hinzu, dass die Be-
schwerdeführerin 1 weder über ihre diesbezüglichen Rechte aufge-
klärt, noch ihr damaliger Rechtsvertreter zur kantonalen Anhörung 
eingeladen wurde. Angesichts dieser Sachlage stellt die Erklärung 
der Beschwerdeführerin 1 zu Beginn der kantonalen Anhörung, sie 
habe keine Einwände gegen die Anwesenheit von Männern, keinen 
Verzicht auf die Befragung durch eine Person gleichen Geschlechts 
dar. 30

29 Vgl. AI Report, Get it right, 2004.
30 Urteil BVGer E-5479-2006.
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Die damalige Asylrekurskommission ist in ihrem Urteil 
EMARK (Entscheidungen und Mitteilungen ARK) 2003 Nr. 
2 sehr klar, was die Befragung von Gesuchssteller_innen, 
die geschlechtsspezifische Verfolgung geltend machen, 
angeht: Wenn geschlechtsspezifische Verfolgung gel-
tend gemacht wird, darf die Anhörung ausschliesslich im 
Beisein geschlechtsidentischer Personen weitergeführt 
werden, da nur so die Richtigkeit der Sachverhaltsabklä-
rung gewährt werden kann.

Auch wenn Asylbewerberinnen auf die Frage, ob sie 
ein gleichgeschlechtliches Befragungsteam wünschen, 
verneinend antworten, sollte nicht davon ausgegangen 
werden, dass diese Frauen die gleiche Unbefangenheit 
bei ihrer Befragung an den Tag legen, wie wenn sie von 
einem Frauenteam befragt worden wären. Häufig ver-
neinen Asylbewerberinnen diese Frage aus dem alleini-
gen Grund, dass sie keine Schwierigkeiten machen wol-
len oder dass sie das Gespräch möglichst schnell hinter 
sich bringen möchten. 

Um derartige Situationen zu vermeiden und Frauen 
die bestmöglichen Bedingungen für eine Befragung, in 
der sie vollständig antworten können, zu bieten, sollten 
die Befragungsteams grundsätzlich gleichgeschlechtlich 
sein. Anders sieht die Situation bei männlichen Asyl-
bewerbern aus, die Homosexualität oder sexualisierte 
Gewalt als Verfolgungsgrund angeben. Es kann vorkom-
men, dass sie lieber von Frauen befragt werden möch-
ten. Darauf sollte auf jeden Fall Rücksicht genommen 
werden, um auch hier ein faires Asylverfahren zu ge-
währleisten.

4.2.3 Herkunftsländerinformationen	

Um ein Asylgesuch abklären zu können, sind detail-
lierte, korrekte und aktuelle Informationen über die Her-
kunftsländer der Asylsuchenden essentiell. Ausserdem 
müssen die Entscheider_innen über frauenspezifische 
Kontexte (sowohl kulturell als auch politisch, rechtlich 
und traditionell) informiert sein, um die Auswirkungen 
bestimmter Verfolgungen auf die Asylsuchenden ab-
schätzen zu können.31 

Gemäss Auswertungen der Asylgesuche muss festge-
halten werden, dass von den 18 Fällen, in denen sich 
das BFM nachweislich auf Herkunftsländerinformationen 
gestützt hat, nur in einem einzigen Fall eine geschlechts-
spezifische Analyse der Informationen durchgeführt 
31 AI Report, Get it right, 2004, S .9.

wurde. In allen anderen Fällen wurde mit Informationen 
gearbeitet, die die spezifische Situation von Frauen aus-
ser Acht lassen. Auch beim BVGer wurde nur in weniger 
als der Hälfte der Fälle (6 von 14) eine geschlechtsspezi-
fische Analyse gemacht. 

Genauso besorgniserregend ist die Tatsache, dass das 
BFM lediglich in 2 Fällen (von 18) bei einer möglichen 
Rückkehr ins Heimatland auf geschlechtsspezifische As-
pekte einging. Beim BVGer geschah dies nur in 3 von 9 
Fällen. 

Zur Einschätzung eines Asylgesuchs aus dem Tschad geht das BFM 
davon aus («il est notoire»), dass katholische Frauen ein absolut mi-
nimales Risiko für FGM tragen. Gemäss Recherchen von TERRE DES 
FEMMES Schweiz entspricht dies indes nicht der Realität. Eine Frau 
kann trotz katholischen Glaubens von FGM betroffen sein, insbeson-
dere wenn sie verheiratet werden soll und der prospektive Ehemann 
eine Beschneidung wünscht, wie es im vorliegenden Asylgesuch der 
Fall war.31 Weiter wurde die Gesuchstellerin als unglaubwürdig ein-
geschätzt, weil sie nicht wusste, wie hoch das Brautgeld war, das ihr 
Vater für sie erhalten haben soll. Tschad ist ein extrem patriarcha-
lisch geprägtes Land, in dem Frauen den Männern (erst ihren Vätern, 
dann ihren Ehemännern) völlig untergeordnet sind. Die Männer füh-
ren ein unabhängiges Leben und informieren ihre Frauen überhaupt 
nicht. So kann es sogar vorkommen, dass eine Frau ihr Leben lang 
den Namen ihres Ehemanns nicht kennt, weil sie ihn nie mit Namen 
anspricht. Die Eintschätzung, dass eine Frau, die gegen ihren Willen 
an einen anderen Mann «verkauft» werden soll, wissen müsste, wie 
hoch ihr Brautpreis ist, basiert auf einer völlig anderen Lebensreali-
tät.32

Daraus wird deutlich, dass das Bewusstsein für  eine 
geschlechtsspezifische Analyse der Herkunftsländerin-
formationen nach wie vor häufig fehlt. Dabei ist genau 
diese Analyse zur Beurteilung des Asylgesuchs absolut 
entscheidend. Nur mit der geschlechtsspezifischen Sicht-
weise auf eine Ländersituation kann abgeschätzt wer-
den, ob eine Verfolgung im asylrechtlichen Sinne vorliegt 
oder nicht. 

Ein weiteres, generelles Problem beim Einbezug von 
Herkunftsländerinformationen liegt in der Tatsache, dass 
das BFM seine Quellen bis heute nicht offenlegt, wes-
halb die nötige Transparenz beim Bezug auf Informa-
tionen der Herkunftsländer nicht gewährleistet ist. Die 
sogenannten COI-Standards34, die unter anderem genau 
dieses Öffentlichmachen des Materials fordern, werden 
europaweit schon seit längerer Zeit diskutiert und in 

32 Vertrauliche Quelle	
33 Siehe z.B. GTZ Country Information: Female Genital Mutilation in 

Chad, November 2007.	
34 Country of Origin Information Standards.
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vielen Ländern angewendet. Zu den Standards gehö-
ren Waffengleichheit, Verwenden und Produzieren von 
öffentlich zugänglichem Material, Unparteilichkeit und 
Neutralität der Recherche und Schutz der persönlichen 
Daten des Antragstellers. In einem Asylverfahren dienen 
Herkunftsländerinformationen als Beweismittel. Sie soll-
ten für die Gesuchstellerin einsehbar sein, denn sie muss 
sie inhaltlich überprüfen können. Dem Entscheid muss 
entnommen werden können, welche Informationen in 
wie weit für die Ablehnung des Asylgesuchs ausschlag-
gebend waren.35

4.2.4 Safe Countries

Die so genannten «Safe Countries», also sichere 
Herkunftsländer, werden vom Bundesrat jeweils nach 
menschenrechtlichen Kriterien als sicher vor Verfolgung 
befunden. Auf Asylgesuche von Personen, die aus ei-
nem «Safe Country» stammen, wird grundsätzlich nicht 
eingetreten, ausser es gibt im Einzelfall Hinweise auf 
Verfolgung. 

Das UNHCR kritisiert diese Politik grundsätzlich. Selbst 
bei genügendem Schutz vor Menschenrechtsverletzun-
gen und einer stabilen Sicherheitslage kann nicht von 
vornherein ausgeschlossen werden, dass Personen aus 
diesen Ländern nicht begründete Angst vor Verfolgung 
haben. Durch den Grundsatz der Nichtbehandlung von 
Asylgesuchen aus diesen Ländern besteht die Gefahr, 
dass tatsächlich Verfolgte durch die Maschen des Asyl-
systems fallen.36

Für Frauen besonders schwerwiegend ist jedoch die 
Tatsache, dass ein Grossteil der Frauen vor privater Ver-
folgung flieht, die in vielen Fällen weder von der allge-
meinen Sicherheitslage im Land noch vom möglichen 
Schutz vor Menschenrechtsverletzungen abhängt. Aus 
diesem Grund darf eine mögliche Rückführung in ein 
Land bzw. das Eintreten auf ein Asylgesuch bei Frauen 
erst recht nicht davon abhängig gemacht werden, ob 
dieses Land auf der Liste der sogenannt sicheren Staa-
ten steht.  

35 Vgl. Rainer Mattern: COI-Standards: Die Verwendung von Her-
kunftsländerinformationen (COI) in Entscheiden der Asylinstan-
zen, in: Asyl, 3/10, S.3-12.

36 UNCHR: Background Note on the Safe Country Concept and Refu-
gee Status, 2011.

37 Vertrauliche Quelle

Frau A., Roma aus Kosovo, wurde immer wieder von Männern verbal 
belästigt, wenn sie vor der Schule auf ihre Kinder wartete. Eines 
Tages, als sie wieder vor der Schule wartete, kamen 3 unbekannte 
Männer, zerrten sie in ein Auto, verschleppten sie in eine Wohnung 
und vergewaltigten sie während mehrerer Stunden. Als sie den Vor-
fall bei der Polizei anzeigen wollte, verbot ihr ihr Schwiegervater dies, 
da er sich vor Vergeltungsschlägen fürchtete. Ihrem Mann erzählte 
sie nichts von der Vergewaltigung. Da sie sich vor weiteren Angriffen 
fürchtete und sich ihr Gesundheitszustand immer weiter verschlech-
terte, entschloss sie sich für eine Flucht in die Schweiz. 37

Das BFM glaubte ihr nicht, das BVGer erachtete ihr 
Asylgesuch als unerheblich, da sie keine Verfolgung im 
Sinne des Asylgesetzes erlitten hätte. Ihre Rückführung 
in den Kosovo wurde als zumutbar erachtet, da es sich 
beim Kosovo um einen «sicheren Staat» handelt.

4.2.5 Sicherer Drittstaat

Personen, die über einen sicheren Drittstaat einge-
reist sind, erhalten in der Schweiz einen Nichteintretens-
entscheid auf ihr Asylgesuch und können direkt in den 
Drittstaat zurückgewiesen werden. Gerade für Frauen 
stellen sich hier mehrere Probleme: Staaten, die objektiv 
gesehen Schutz vor Verfolgung bieten, sind nicht immer 
sicher für Frauen. Das kann zum einen mit der gebo-
tenen Infrastrukur des Landes zusammenhängen (z.B. 
in Italien, wo sehr viele Asylsuchende auf der Strasse 
landen, weil Italien nur beschränkt Unterkünfte für Asyl-
suchende anbietet), kann sich aber auch aus der Verfol-
gung von Privatpersonen ergeben, wie das nachfolgende 
Beispiel erläutert: 
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Frau A. aus B. flieht gemeinsam mit ihrem Mann und drei Töchtern 
nach C. und stellt dort ein Asylgesuch. Sie wird dort von ihrem Mann 
gezwungen, sich im Asylbewerberheim zu prostituieren, damit er sei-
ne Drogensucht finanzieren kann. Auch die ältere Tochter versucht er 
zur Prostitution zu zwingen. Eines Tages verschwindet ihr Mann mit 
ihrer ältesten Tochter. Die Behörden in C. kümmern sich nicht um ihre 
Anzeige. Frau A. entschliesst sich, mit den zwei jüngeren Töchtern in 
die Schweiz zu fliehen, da sie sich vor weiterer Gewalt fürchtet, falls 
ihr Mann zurückkehrt.

Nach kurzem Aufenthalt in der Schweiz wird Frau A. mit ihren Töch-
tern nach C. zurückgebracht, da dies als sicherer Drittstaat gilt. Sie 
wird samt den Töchtern in ein Gefängnis gebracht, schliesslich eröff-
net man ihr nach 17 Tagen, dass ihr Asylgesuch abgelehnt wurde und 
sie also nach B. zurückkehren muss. Kurz nach ihrer Rückkehr nach 
B. werden sie und ihre Töchter von ihrem Mann und zwei weiteren 
Männern attackiert. Behörden in B. versprachen ihr Hilfe, falls ihr 
Mann noch einmal auftauchen würde. Aus Angst vor weiteren Über-
griffen flieht A. mit ihren Töchtern erneut in die Schweiz. Nach Re-
kurs beim BVGer wird sie mit folgender Begründung wiederum nach 
C. ausgewiesen: «En l’occurrence, il n’existe pas d’indice permettant 
de penser que … n’offrirait pas une protection efficace au regard du 
non-refoulement (…)».38

4.2.6 Juristischer Beistand

Ein weiterer ausschlaggebender Fakt ist, dass Asyl-
suchende oftmals kaum Kenntnis vom Schweizerischen 
Asylsystem haben. Daher sollte allen Asylsuchenden von 
Beginn weg unentgeltlich eine juristisch geschulte Per-
son zur Seite gestellt wird, die sie durch das gesamte 
Verfahren begleitet. Auch müssten in den Empfangs-
zentren Informationsveranstaltungen zum Asylverfah-
ren in der Schweiz durchgeführt werden. Nur so kann 
gewährleistet werden, dass alle ein faires Asylverfahren 
bekommen. Insbesondere für Frauen sind derartige In-
formationsmöglichkeiten zentral, denn häufig haben sie 
sehr wenig Erfahrung im Umgang mit Behörden. Je nach 
Herkunft und Sozialisierung trauen sich Frauen häufig 
auch nicht, bestimmte Forderungen gegenüber Autori-
tätspersonen zu stellen.39

Von grösster Wichtigkeit ist zudem, dass auch Bei-
ständ_innen von Minderjährigen mit den grundlegenden 
Regeln für Asylgesuche vertraut sind. Nur dann können 
sie ihre Aufgaben tatsächlich wahrnehmen und ihre 
Schutzbefohlenen bestmöglich unterstützen. Ein Beispiel 
38 Urteil BVGer D-2002/2010.
39 Dieser Aspekt ist auch bei der Frage nach dem Geschlecht der Be-

fragungspersonen von Bedeutung. Wenn Asylstellerinnen gefragt 
werden, ob sie lieber eine Frau als Befragungsperson hätten, 
antworten sie häufig mit „nein“, einfach weil sie keine Umstän-
de machen wollen und es nicht gewohnt sind, Forderungen zu 
stellen. 

gravierender Nachlässigkeit, die für die Betroffene fatale 
Folgen hatte, zeigt folgendes Zitat:40 

«Der (negative) Entscheid des BFM wird der Beiständin zugestellt. 
Diese informiert die minderjährige Gesuchstellerin über den negati-
ven Entscheid jedoch erst, als die Rekursfrist bereits abgelaufen ist. 
In dem Brief schreibt sie, ihre Abklärungen hätten ergeben, «dass 
eine Beschwerde vor dem Bundesverwaltungsgericht BVG aussichts-
los sein dürfte».»40

4.2.7 Eigenständiges Asylgesuch

Immer noch stellen viele Frauen kein eigenes Asyl-
gesuch, weil sie schlicht nicht wissen, dass auch für sie 
diese Möglichkeit existiert. Frauen sollten daher bei ihrer 
Einreise darüber informiert werden, dass sie das Recht 
haben, ein eigenständiges Asylgesuch zu stellen. Auch 
müssten ihnen die Vorteile und möglichen Nachteile ei-
nes eigenen Asylgesuchs erklärt werden. In Fällen von 
sexualisierter Gewalt haben viele Frauen Angst davor, 
dass ihr Ehemann oder Verwandte erfahren könnten, 
was ihnen geschehen ist. Die Stigmatisierung einer ver-
gewaltigten Frau ist in vielen Ländern weiterhin sehr 
gross. Aus diesem Grund muss jeder Asylstellenden zu-
gesichert (und auch gewährleistet) werden, dass weder 
ihr Partner/Ehemann noch andere Familienangehörige 
etwas von ihren Aussagen erfahren.41

Frau D. stellt bei der Empfangsstelle kein eigenes Asylgesuch, son-
dern wird im Asylgesuch ihres Mannes eingeschlossen. Während der 
Befragung gibt sie mehrere Hinweise, die darauf schliessen lassen, 
dass möglicherweise eine sexualisierte Verfolgung durch Soldaten bei 
ihr vorliegt. Das BFM geht aber keinem dieser Hinweise nach und 
lehnt schliesslich das Asylgesuch des Mannes und damit auch der 
Frau ab. Das BVGer weist den Fall zur Neubeurteilung an das BFM 
zurück.42

4.3 Substantielle Hindernisse bei Asylge-
suchen von Frauen

Die substantiellen Hindernisse führen zur Ablehnung 
von Asylgesuchen von Frauen, obwohl eigentlich ein 
Asylgrund vorhanden wäre. Dazu gehört die Anwendung 
der Glaubwürdigkeitsprüfung, die in vielen Fällen vor-
schnell zur Ablehnung führt. Weitere Gründe sind die Be-
urteilung der Schutzfähigkeit und des Schutzwillens des 
Staates, Verfolgung aufgrund sexueller Orientierung, die 

40 Vertrauliche Quelle
41 Siehe auch: Scottish Refugee Council: Asylum seeking women: 

violence and health, 2009, S. 25.
42 Vertrauliche Quelle
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in den meisten Fällen immer noch nicht als solche ge-
wertet wird, sowie das Fehlen eines Verfolgungstatbe-
standes.

4.3.1 Unglaubwürdigkeit

Die Glaubwürdigkeitsprüfung bei Asylgesuchen ist 
eine der wichtigsten und vielleicht sogar der entschei-
dende Faktor bei der Frage, ob jemand Asyl erhält oder 
nicht. Im Gegensatz zu anderen gerichtlichen Prozes-
sen, in denen es den Tathergang zu ermitteln gilt, gibt 
es bei einem Asylverfahren so gut wie keine Beweise, 
weder Zeug_innen noch Indizien sind vorhanden. Alles 
steht und fällt mit der Person, die ihre Erfahrungen in 
der Asylanhörung schildert sowie mit den Sachbearbei-
ter_innen, die den Fall beurteilen. 

Die Darstellung der Sachverhalte hängt von vielen 
Faktoren ab, die das Aussageverhalten der Frauen be-
einflussen können. 

4.3.1.1 Gedächtnis und Erinnerung

Es ist davon auszugehen, dass Asylbewerber_innen, 
die den Weg in die Schweiz überlebt haben und hier 
ein Asylgesuch stellen, mit höchster Wahrscheinlichkeit 
traumatische Erlebnisse gemacht haben, sei es auf der 
Flucht oder in ihrem Heimatland. Wenn sie ein Asylge-
such stellen, wissen sie oftmals nicht, was von ihnen er-
wartet wird, wie sie sich zu verhalten haben und wo sie 
eventuell Unterstützung erhalten könnten. Bereits in der 
Erstbefragung wird erwartet, dass sie ihre Asylgründe 
möglichst vollständig und kohärent darlegen. Insbeson-
dere bei geschlechtsspezifischer Verfolgung stellt sich 
hier schon die erste Hürde, nämlich dass Frauen, die se-
xualisierte Gewalt erlebt haben, häufig nicht in der Lage 
sind, sofort davon zu berichten, erst recht nicht in Anwe-
senheit von Autoritätspersonen. Es kann also sein, dass 
sie erst in einer späteren Befragung (oder überhaupt viel 
später) auf diese Thematik zu sprechen kommen. Hier-
bei darf keineswegs von nachgeschobenen Gründen die 
Rede sein, die allein aufgrund der Tatsache, dass sie in 
der Erstbefragung nicht erwähnt wurden, als unglaub-
würdig abgestempelt werden.

Die Asylbewerberin, die ihre Asylgründe darlegen und 
alle Vorkommnisse erzählen muss, ist einzig und allein 
auf ihr Gedächtnis angewiesen, um eine immer gleich 
lautende Version ihrer Erlebnisse glaubhaft zu vermit-
teln. Gerade bei Personen, die ein Trauma erlebt haben 

oder sonst unter extremem emotionalem Stress stehen, 
arbeitet das Gedächtnis keineswegs immer verlässlich. 
Mittlerweile gibt es viele Untersuchungen, die zeigen, 
dass das Gedächtnis kein objektiver Speicher von Infor-
mationen ist, der jederzeit problemlos abgerufen wer-
den kann. Auch verändern sich Erinnerungen mit der 
Zeit. Die Gedächtnisleistungen einer Person hängen von 
vielen Faktoren ab. So ist zum Beispiel erwiesen, dass 
Menschen sich nur sehr schlecht Namen merken kön-
nen. Namen bilden an sich keine essentielle Information 
und werden deshalb vom Gedächtnis als nicht wichtig 
eingestuft. Die Erinnerung an Daten geschieht nur an-
hand von Schätzungen und Verknüpfung mit anderen 
Erlebnissen. So gilt als erwiesen, dass Menschen sich 
bereits nach zwei Wochen nicht mehr korrekt an Daten 
erinnern können und selbst wichtige Ereignisse nur noch 
geschätzt werden. Auch dabei ist für eine präzise Er-
innerung ausschlaggebend, wie wichtig ein bestimmtes 
Datum für das weitere Leben einer Person ist. Je nach 
Kultur kann es für eine Frau unwesentlich sein, wann sie 
genau geheiratet oder ihr Kind geboren hat. Wichtig ist 
nur die Tatsache, dass sie verheiratet ist und ein Kind 
hat.43 

Dass eine Asylbewerberin als unglaubwürdig einge-
stuft wird, nur weil ihre Erzählung nicht in allen Einzel-
heiten übereinstimmt oder weil sie sich an bestimmte 
Daten, Namen oder Ähnliches nicht erinnert, ist daher 
sehr fragwürdig. Im hiesigen kulturellen Verständnis mö-
gen diese Art von Informationen von zentraler, erinne-
rungswürdiger Bedeutung sein, das bedeutet nicht, dass 
sie es überall sind.

4.3.1.2 Stereotypen und Verhaltenszuweisungen

Jeder Mensch hat Stereotypen im Kopf, nach denen 
er die Welt beurteilt. Bei der Beurteilung von Asylbewer-
ber_innen ist es von grösster Wichtigkeit, sich diesen 
Stereotypen bewusst zu sein und sie bei der Beurteilung 
so weit wie möglich auszuschalten. Denn durch Stereoty-
pisierung kann kein gerechtes Urteil gefällt werden. Dies 
gilt insbesondere auch für Verhaltenszuschreibungen. So 
wird von Frauen häufig ein bestimmtes geschlechts- und 
kulturstereotypes Verhalten erwartet. Entspricht die Frau 
unseren Erwartungen nicht, wird ihr nicht geglaubt. Ein 
immer wiederkehrendes Beispiel dafür ist die Frage, ob 

43  Zum Thema Erinnerungsvermögen und Gedächtnis vgl. Hilary 
Evans Cameron: Refugee Status Determinations and the Limits of 
Memory, Int. Journal of Refugee Law, Vol 22(4), S. 469-511.
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eine Frau nach einer Gewalterfahrung zur Polizei geht 
oder nicht. Wenn sie zur Polizei geht, um das Verbrechen 
anzuzeigen, wird ihr vorgeworfen, dass dieses Verhal-
ten nicht zu erwarten sei, da die Polizei im Land X ganz 
sicher nichts gegen sexualisierte Übergriffe auf Frauen 
unternehmen würde. Geht sie nicht zur Polizei, wird der 
Frau vorgeworfen, dass das normale Verhalten gewesen 
wäre, zur Polizei zu gehen und die Täter anzuzeigen.44 
Dass sie dies unterlassen hat, nimmt ihr das Recht auf 
Asyl, schliesslich hätte sie ja gar nicht versucht, den 
Schutz des Staates in Anspruch zu nehmen.

«Au demeurant, n’ayant pas dénoncé les préjudices dont elle au-
rait été victime aux dites autorités, la recourante ne saurait invoquer 
utilement l’inefficacité, voire la passivité de celles-ci. A cet égard, 
l’intéressée a allégué ne pas avoir porté plainte par crainte de rep-
résailles et parce que son beau-père le lui avait formellement inter-
dit.»45

Bei diesem Beispiel wurde weder darauf eingegangen, 
dass die Betroffene zu einer Minderheit im Land gehört, 
wodurch sie bereits Vorbehalte gegen staatliche Behör-
denvertreter hatte (und möglicherweise bereits konkre-
te, negative Erfahrungen mit der Polizei), noch dass es 
für sie als Frau wichtig ist, dass die Vergewaltigungen, 
die ihr widerfahren sind, nicht öffentlich gemacht wer-
den. Im vorliegenden Fall wollte die Frau insbesondere 
verhindern, dass ihr Ehemann davon erfuhr. Für Frau-
en aus vielen Ländern ist dieses Verhalten sehr typisch. 
Frauen, die aus Gesellschaften stammen, in denen sie 
über ihre Sexualität definiert werden (an der wiederum 
die Ehre der Familie hängt), werden nur äusserst unwil-
lig über sexualisierte Gewalterfahrungen sprechen. Zum 
einen soll die Ehre der Familie nicht beschmutzt werden, 
zum anderen schämen sie sich schlicht zutiefst.46 

Wenn Frauen nach Details aus den Leben ihrer Ehe-
männer/Väter/Brüder befragt werden, muss den Befra-
ger_innen bewusst sein, dass Frauen und Männer in ei-
nigen Kulturen völlig getrennt leben. Dies kann so weit 
gehen, dass eine Ehefrau nicht einmal weiss, was ihr 

44 Vgl. auch: Jenni Hillbann: The ring of truth: a case study of credi-
bility assessments in particular social group refugee determinati-
on, IJRL 21(1), 2009.

45 Vertrauliche Quelle
46 Das UNHCR Executive Committee hat in seinen Guidelines on the 

Protection of Refugee Women festgehalten, dass asylsuchen-
de Frauen nicht nach Details von sexualisierter Gewalt gefragt 
werden sollten. Es müsse nur festgestellt werden, ob irgendeine 
Form der sexualisierten Gewalt vorgefallen wäre. UNHCR, Guide-
lines on the Protection of Refugee Women, supra, Fussnote 10, 
S. 27. 

Mann arbeitet oder wer seine Freunde/Bekannten sind.47 
Es kann auch sein, dass die Frau den Namen des für sie 
ausgewählten Ehemanns vor der Hochzeit schlicht nicht 
kennt.

«En outre, elle n’a pas été capable de parler librement et de façon 
spontanée au sujet de son mari et de ses activités.».

«Or il est inconcevable que, mariée depuis plus de dix ans, elle ne se 
soit jamais intéressée à ce qu’il faisait (…).» 47

«A titre d’exemple, l’intéressée a déclaré ne pas savoir le montant de 
la dot versée à son père ni connaitre le nom de l’homme qui voulait 
l’épouser.»

4.3.1.3 Einfluss der Befragungsweise auf Antworten 

Wie bereits weiter oben ausgeführt, muss davon aus-
gegangen werden, dass der Grossteil der weiblichen 
Asylsuchenden vor oder während der Flucht sexualisierte 
Gewalt erlebt hat. Diese Art von Gewalt hat ähnlich wie 
Folter Auswirkungen auf die Fähigkeit der Frauen, ande-
ren Menschen zu vertrauen. Bei der Befragung muss die 
Asylbewerberin sehr intime, schmerzliche Erfahrungen 
schildern. Dazu braucht es ein vertrauensbildendes Ver-
hältnis zwischen Befragerin und Asylbewerberin. Dass es 
sich bei der Befragerin um eine Autoritätsperson han-
delt, erschwert die Situation für die Asylbewerberin wie 
erwähnt zusätzlich. 

Aus der Psychologie ist bekannt, dass Menschen in 
Befragungssituationen unbewusst versuchen, die «rich-
tige» Antwort zu geben.49 So kann es bei einer Befragung 
im Asylverfahren leicht zu einer Situation kommen, in der 
bestimmte Antworten «suggeriert» werden, indem zum 
Beispiel durch Wiederholen der Frage deutlich gemacht 
wird, dass die Antwort der Asylbewerberin «falsch» war. 
Sie wird also eine andere Antwort geben, um keine Pro-
bleme zu bekommen. Es liegt auf der Hand, dass hier 
eine Quelle für inkonsistente Aussagen besteht, welche 
wiederum als unglaubwürdig eingestuft werden. 

Es ist unerlässlich, dass die befragenden Sachbear-
beiter_innen kontinuierlich in Befragungstechniken ge-
schult werden, um insbesondere auf Traumatisierungen 
der Befragten Rücksicht nehmen zu können. Der Sinn 
47 Vgl. Z.B. Roble v. M.E.I. (1994). Hier stellte das Gericht fest, dass 

es in Somalia gängig ist, dass die Ehefrau nichts über das berufli-
che Leben ihres Ehemannes weiss. 

48 Urteil BVGer D-3736/2007.
49 Jane Herlihy, Stuart W. Turner: The psychology of seeking protec-

tion, IJRL 22(2) 2009.
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der Befragung, nämlich die mögliche Verfolgung vor-
urteilsfrei abzuklären, darf nie aus den Augen verloren 
werden.

4.3.2 Staatlicher Schutz

Ein Grund, der mehrmals für die Ablehnung von Asyl-
gesuchen genannt wurde, ist der vorhandene staatliche 
Schutz im Herkunftsland. Nun stellt sich hier aber zum 
einen die Frage nach dem effektiven Schutz in gewis-
sen Situationen, zum anderen, ob dieser Schutz tatsäch-
lich und in allen Landesteilen gewährleistet ist. Erst bei 
zweifacher Bejahung darf angenommen werden, dass 
die Gesuchstellerin eine interne Fluchtalternative gehabt 
hätte.

4.3.2.1 Gesetzlicher Schutz vs. tatsächlicher Schutz

Gesetze können ihre Wirkung nur entfalten, wenn sie 
auch tatsächlich durchgesetzt werden. Am Beispiel weib-
licher Genitalverstümmelung (FGM) lässt sich aufzeigen, 
dass ein existierendes Gesetz keineswegs wirksam sein 
muss. Je nach Land ist ein Grossteil der Bevölkerung 
direkt oder indirekt in die Weiterführung dieser Praxis 
involviert. Gemäss Gesetz müsste die halbe Bevölkerung 
für dieses als Verbrechen kategorisierte Vergehen be-
straft werden, durchführbar ist dies aber natürlich nicht. 
Aus diesem Grund bietet ein bestehendes Gesetz noch 
lange keinen Schutz vor FGM. Selbst wenn eine Frau die 
Möglichkeit hätte zur Polizei zu gehen, würde die Polizei 
aller Wahrscheinlichkeit nach keine Untersuchung einlei-
ten. Die Frau wäre letzten Endes noch mehr gefährdet, 
zumal sie versucht haben würde, ihre eigene Familie an-
zuzeigen. 

Der tatsächlich gewährleistete Schutz durch Polizei 
und andere Justizbehörden ist in diesem Zusammenhang 
von massgebender Bedeutung. Oft scheint vergessen zu 
gehen, dass die Situation der Verfolgung von Strafta-
ten in sehr vielen Staaten nicht mit der Situation in der 
Schweiz verglichen werden kann. Insbesondere Frauen 
haben in vielen Fällen keinen oder nur sehr erschwer-
ten Zugang zu solchen Institutionen. Dass sie die Polizei 
etwa vor Repressalien ihrer Familie oder Gemeinschaft 
schützt, ist oftmals eher unwahrscheinlich. Vielmehr ste-
hen die Polizisten je nach angezeigtem Verbrechen gar 
nicht auf der Seite der Frau, sondern halten einen ge-

wissen Grad an Gewalt gegen Frauen für akzeptabel.50 
Manchmal verfügen Frauen auch schlicht nicht über die 
Mittel, um die Fahrt zum nächsten Polizeiposten zu be-
zahlen. Oder sie dürfen nicht alleine auf die Strasse und 
haben keine männliche Person, die sie begleitet.

All dies sind Faktoren, die dazu führen, dass Frauen 
keine Anzeige erstatten und deshalb auch nicht auf den 
Schutz des Staates zählen können. Gesetze, die Frauen 
Schutz versprechen, sind demnach mit grosser Vorsicht 
zu behandeln.

Frau A. gibt in ihrem Asylgesuch an, dass sie aus Côte d’Ivoire vor 
drohender weiblicher Genitalverstümmelung geflohen sei. Sowohl 
das BFM als auch das BVGer entscheiden auf Ablehnung des Asylge-
suchs, da in Côte d’Ivoire ein Gesetz gegen FGM in Kraft sei und Frau 
A. deshalb keine Verfolgung zu befürchten habe.51

Auch nachfolgendes Beispiel zeigt eine Gefahrenein-
schätzung, die auf falschen Schlüssen beruht: 52

«Dans les régions où l’excision est très répandue, ceux-ci expliquent 
aux autres adolescents des conséquences néfastes des MGF et la loi 
les interdisant. (…) Dès lors, et quand bien même l’excision et les 
mariages forcés demeurent encore pratiqués dans quasiment tou-
tes les provinces du Tchad, l’on se saurait prétendre que ce pays 
ne dispose pas, à l’heure actuelle, (…) d’infrastructure suffisantes et 
accessibles pour lutter contre ces mauvais traitements. En outre, la 
requérante ne s’est pas adressée aux autorités pour demander une 
protection.»52

Dass sich Individuen oder Organisationen vor Ort ge-
gen FGM engagieren, bedeutet noch lange nicht, dass 
Frauen nicht durch FGM bedroht sind.

4.3.2.2 Interne Fluchtalternative

In einigen Fällen wurde kein Asyl gewährt, weil die 
Gesuchstellerin angebliche interne Fluchtalternativen in 
ihrem Heimatland gehabt hätte. 

Gemäss EMARK53-Grundsatzentscheid von 1996 sind 
die Anforderungen an eine interne Fluchtalternative 
hoch anzusetzen, um eine mögliche Gefährdung der Per-
son auszuschliessen. 

Hier sollte die soziale, kulturelle und familiäre Situa-
tion ebenso untersucht werden, wie die wirtschaftlichen 
Möglichkeiten für eine Überlebenssicherung in jenem 

50 Auch hier spielt wieder die Loyalität zwischen Männern eine grosse 
Rolle (siehe Kap. 4.2.2.2). 

51 Vertrauliche Quelle
52 Vertrauliche Quelle	
53 Entscheidungen und Mitteilungen ARK
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Landesteil, der als interne Fluchtalternative vorgeschla-
gen wird. Insbesondere bei Fällen, in denen geschlechts-
spezifische Verfolgung geltend gemacht wird, wird die-
se Untersuchung zum Teil nachlässig geführt. Für eine 
Frau, die von Privatpersonen aus ihrem familiären Um-
feld verfolgt wird, ist es oftmals so gut wie unmöglich, in 
andere Landesteile zu flüchten und dort ein menschen-
würdiges Leben aufzubauen. Hierbei sind allem voran 
wirtschaftliche Aspekte als Ursache zu nennen: In sehr 
vielen Gesellschaften haben alleinstehende Frauen keine 
Möglichkeit, einer bezahlten Tätigkeit ausser Haus nach-
zugehen. Vielen von ihnen bleibt als einziger Ausweg 
lediglich die Prostitution. Darüber hinaus hat eine allein-
stehende Frau ohne Kontakte aber auch wenig Chancen, 
eine Wohnung mieten zu können, ein Bankkonto zu er-
öffnen, sich alleine frei auf der Strasse zu bewegen etc. 
Denn in vielen Ländern wird für all diese Dinge immer 
noch die Zustimmung des Mannes benötigt. 

In vielen Ländern wird eine alleinstehende Frau sozial 
ausgegrenzt, weil sie ihrer angestammten Rolle als Ehe-
frau und Mutter nicht nachkommt. Diese Ausgrenzung 
kann abgesehen von den psychologischen Folgen auch 
wirtschaftliche Folgen haben, da die Betroffene dadurch 
keine Kontakte knüpfen kann und so auch nicht an eine 
bezahlte Arbeit oder eine Wohnung herankommt.

Hinzu kommt in einigen Kulturen die reelle Gefahr, dass 
Frauen, die alle bisher genannten Hindernisse meistern, 
aufgrund von Ehrkonzepten weiterhin verfolgt werden. 
Um die Ehre der Familie wiederherzustellen, muss die 
Frau gefunden und getötet werden. So setzen Famili-
en alles daran, um flüchtige Frauen aufzuspüren. Diese 
Frauen müssten demzufolge in ihrem Heimatland stän-
dig auf der Flucht sein und könnten sich nirgends si-
cher fühlen, schliesslich wissen sie nicht, ob sie nicht 
von irgendeinem Bekannten der Familie wiedererkannt 
werden.54 

Frau C. wurde in ihrem Heimatland (Irak) durch staatliche Milizen aus 
politischen und religiösen Gründen verfolgt. Sie war bei ihrer Flucht 
alleinstehend und schwanger. Das BFM wies das Asylgesuch ab, da 
sie eine interne Fluchtalternative (Irakisch-Kurdistan) gehabt hätte. 
Bei der Abklärung der Fluchtalternative wurde jedoch weder auf ihr 
Geschlecht noch auf ihre soziale Situation eingegangen. In Irakisch-
Kurdistan wird eine alleinstehende, schwangere Frau gar nicht auf-
genommen.55

54 Vgl. hierzu Grundsatzentscheid EMARK 1 1996, innerstaatliche 
Fluchtalternative.

4.3.3 Keine asylrelevante Verfolgung

Ein weiteres Argument zur Asylablehnung ist die An-
nahme, dass keine asylrelevante Verfolgung vorliege. 
Selbst wenn die Frau erheblichen Gewaltanwendungen 
oder anderer Verfolgung ausgesetzt ist, wird in einigen 
Fällen argumentiert, dass kein Asyl gewährt werden 
könne, da die Verfolgung nicht den Anforderungen des 
Asylgesetzes entspreche. Ein solches Urteil stützt sich 
auf das Argument, dass die vorliegende Verfolgung kei-
nem der fünf Asylgründe (politische Verfolgung, religiöse 
Verfolgung, ethnische Verfolgung oder Verfolgung auf-
grund der Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen 
Gruppe) zugeordnet werden könne. Im Schweizer Asyl-
verfahren werden die meisten Asylgesuche, die eine ge-
schlechtsspezifische Verfolgung geltend machen, unter 
dem Punkt «bestimmte soziale Gruppe» abgehandelt. 
Frauen, die von FGM bedroht sind, können hier erneut 
als Beispiel angeführt werden. Dabei wird jedoch häufig 
die politische Dimension der Verfolgung, denen Frauen 
ausgesetzt sein können, ausser Acht gelassen. Das sich 
Widersetzen gegen geschlechtsspezifische Rollen muss 
nämlich als politisch angesehen werden, wenn die Nied-
rigstellung der Frauen und das Zuweisen einer strikten, 
geschlechtsspezifischen Rolle Staatsdoktrin ist. Genau so 
sind z.B. Verstösse gegen Kleidervorschriften, das sich 
Widersetzen gegen Heiraten, das sich Widersetzen ge-
gen den Willen des Ehemanns/Vaters/Bruders und Ähnli-
ches zu interpretieren. Demnach ist es unerlässlich, dass 
der Begriff der politischen Verfolgung aktualisiert wird 
und nicht mehr restriktiv allein parteipolitische Aktivitä-
ten, die in vielen Fällen Männer ausüben, umfasst. Eine 
Frau, die die sozialen Normen ihres Landes nicht einhält, 
kann dies auch aufgrund politischer Motiven tun. Solche 
politischen Aktivitäten gegen den Staat müssen genauso 
als Asylgrund anerkannt werden wie politische Aktivitä-
ten nach herkömmlichem Verständnis.

4.3.3.1 Sexuelle Orientierung

Die Verfolgung aufgrund sexueller Orientierung wird 
bis heute in der Praxis so gut wie gar nicht anerkannt. 
Es besteht kein Bewusstsein dafür, welche fatalen Fol-
gen ausgelebte Homosexualität in immer noch sehr 
vielen Ländern der Welt haben kann. Selbst wenn kein 
gesetzliches Verbot besteht, werden sexuelle Minderhei-
ten häufig so stark diskriminiert, dass sie kein eigen-

55 Vertrauliche Quelle
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ständiges Leben führen können. Das Argument, dass die 
sexuelle Orientierung Privatsache sei und deshalb auch 
kein Grund für Verfolgung, taugt nicht. So verbieten zum 
Beispiel viele soziale Normen Menschen mit nicht hete-
rosexueller Orientierung das Ausleben ihrer Sexualität. 
In vielen Ländern herrscht immer noch ein rigoroser 
Ehe- und Familienzwang und auch Homosexuelle sind 
gezwungen, in einer heterosexuellen Beziehung zu leben 
und Kinder zu bekommen. Auch alleinlebende Frauen 
sind in vielen Gesellschaften nicht akzeptiert und wer-
den sozial geächtet. Es geht also nicht bloss darum, ob 
Sexualität offen auf der Strasse ausgelebt werden kann, 
sondern ebenso, ob es einer Frau möglich ist, alleine 
oder gemeinsam mit einer anderen Frau zu leben, ohne 
einer Verfolgung gleichkommenden Diskriminierungen 
ausgesetzt zu sein. 

Frau B. stellte ein Asylgesuch aufgrund ihrer sexuellen Orientierung. 
Sie gab an, dass sie in ihrem Heimatland nicht mit ihrer Freundin 
zusammenleben und somit ihre Sexualität nicht ausleben könne. Da 
in ihrem Heimatland Homosexualität jedoch nicht strafbar ist, liege 
keine staatliche Verfolgung vor, argumentierte das BFM. Das BVGer 
ging davon aus, dass Frau B. keiner individuellen Verfolgung ausge-
setzt sei, wenn sie ihre sexuelle Orientierung im Geheimen ausleben 
würde. Die Sexualität sei eine Privatangelegenheit und Verfolgung 
könne durch konformes Verhalten ausgeschlossen werden.56

56 Vertrauliche Quelle	
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Die vorliegende Untersuchung von 32 Asylgesuchen 
von Frauen, die zwischen den Jahren 2004 und 2010 be-
arbeitet wurden, zeigt, dass die grösste Hürde im Asyl-
verfahren für Frauen in ihrer Glaubwürdigkeit besteht. In 
30% der untersuchten Fälle wurde den Frauen in erster 
Instanz nicht geglaubt. Häufig wird die Beschreibung 
der Vorfälle vorschnell als nicht glaubwürdig abgetan, 
vermutlich weil sie sich nicht mit den Vorstellungen der 
Befrager_innen davon, wie eine Frau in gewissen Län-
dern lebt und wie sie sich in bestimmten Situationen zu 
verhalten hat, decken. 

Die meisten der erstinstanzlich abgelehnten Fälle wur-
den in der zweiten Instanz (Bundesverwaltungsgericht) 
entweder sofort gutgeheissen oder in eine vorläufige 
Aufnahme umgeändert. Diese Resultate sind besorgnis-
erregend, denn durch sie wird deutlich, dass die Chancen 
auf einen positiven Asylentscheid in erster Instanz trotz 
noch so offensichtlich asylrelevanter Verfolgung relativ 
gering sind. Da es bei diesen Entscheiden um Menschen-
leben geht, dürfen sie nie leichtfertig gefällt werden. 

Bei der Durchsicht der Befragungsprotokolle und den 
anschliessenden Entscheiden beschleicht einen manch-
mal das Gefühl, dass es weniger darum geht, die tat-
sächliche Verfolgung der Asylstellerin abzuklären, als 
vielmehr darum, sie beim Lügen zu ertappen. In einem 
Asylverfahren hängt der Ausgang des Verfahrens nahezu 
einzig von den Aussagen der Befragten ab. Diese müssen 
sich bei ihren Aussagen voll und ganz auf ihr Gedächtnis 
verlassen. Dass das menschliche Gedächtnis aber sehr 
unzuverlässig ist, erst recht nach traumatischen Erfah-
rungen, haben unzählige psychologische Studien belegt. 

Asylgesuche fair zu behandeln ist eine sehr an-
spruchsvolle Aufgabe. Dabei darf nie vergessen gehen, 
wofür die Asylgesetze ursprünglich geschaffen wurden: 
um Menschen, die vor Verfolgung aus ihren Ländern flie-
hen müssen, zu schützen. All jene Sachbearbeiter_innen 
und Richter_innen, die über Asylgesuche entscheiden, 
tragen also eine äussert grosse Verantwortung und soll-
ten in ihrer Arbeit möglichst gut unterstützt und beglei-
tet werden, damit sie ihre Aufgabe bestmöglich erfüllen 
können. 

Es ist notwendig, im Asylverfahren bereits bei den 
erstinstanzlichen Entscheiden sorgfältig zu arbeiten. So 
würden zum einen Ressourcen gespart, zum anderen 
könnten Asylsuchenden langwierige Prozesse in grosser 

Unsicherheit erspart werden. Darüber hinaus dürfte dies 
die Akzeptanz für Flüchtlinge in der Bevölkerung stei-
gern, denn Asylverweigerungen – auch ungerechtfertig-
te – erwecken stets den Eindruck, dass die Gesuchstel-
lenden gar keiner echten Verfolgung ausgesetzt sind. 

Aus diesem Grund fordert TERRE DES FEMMES 
Schweiz die folgenden Massnahmen zur Verbesserung 
der Asylentscheide bei geschlechtsspezifischer Verfol-
gung:

Bei der Abklärung der Asylgründe darf es nicht in 
erster Linie darum gehen, Gründe für die Ablehnung 
des Asylgesuchs zu finden, sondern darum, die vorge-
brachten Gründe fair und vollständig zu prüfen. Da Men-
schenleben auf dem Spiel stehen, muss diese Prüfung 
sorgfältig geschehen. Dafür braucht es sowohl bei der 
Befragung als auch bei der Entscheidungsfindung und 
der Länderrecherche qualifiziertes, gut ausgebildetes 
Personal 

Bei Fällen von geschlechtsspezifischer Verfolgung ist 
von erheblicher Bedeutung, dass die Sachbearbeiter_in-
nen einen gendersensiblen Umgang mit den Asylbewer-
berinnen haben, um die faire und vollständige Abklärung 
des Sachverhaltes zu gewährleisten. 

Die Länderrecherche, die einen der Grundpfeiler im 
Entscheidungsprozess bildet, muss verstärkt auf frau-
enspezifische Themen spezialisiert werden. Es geht 
nicht nur darum, die allgemeine politische Situation und 
Menschenrechtslage in einem Land zu erfassen, sondern 
es braucht spezifische Informationen zu sozialen und 
kulturellen Eigenheiten eines Landes, insbesondere zur 
Stellung der Frau in der Gesellschaft und Familie. Nur so 
können frauenspezifische Fluchtgründe vollständig ver-
standen werden.

In einem Asylverfahren dienen Herkunftsländerinfor-
mationen als Beweismittel. Sie müssen der Gesuchstel-
lerin offengelegt werden, damit diese sie inhaltlich über-
prüfen kann. Zudem muss aus dem Entscheid ersichtlich 
werden, welche Informationen in wie weit für die Ableh-
nung des Asylgesuchs ausschlaggebend waren.

Sexualisierte Gewalt ist für die meisten Frauenflücht-
linge eine Realität. Man muss davon ausgehen, dass 
Frauen, die in die Schweiz gelangen, vor, während oder 
nach ihrer Flucht sexualisierte Gewalt erfuhren. Allein-
reisende Frauen (mit und ohne Kinder) müssen daher 
in jedem Fall frühzeitig im Asylverfahren psychologische 
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Unterstützung angeboten bekommen und auf mögliche 
Belastungsstörungen untersucht werden. Andernfalls 
kann ihr Verhalten bei Befragungen nicht richtig einge-
ordnet werden.

Allen Asylsuchenden sollte von Beginn weg eine juris-
tisch geschulte Person zur Seite gestellt werden, die sie 
durch das gesamte Verfahren begleitet. Nur so kann ge-
währleistet werden, dass Frauen, die häufig sehr wenig 
Erfahrung im Umgang mit Behörden haben, eine echte 
Möglichkeit erhalten, ihre Verfolgung darzustellen und 
ein faires Asylverfahren bekommen. Bei Verfahren von 
Minderjährigen ist es von grösster Wichtigkeit, dass auch 
deren Beiständ_innen über die grundlegenden Regeln 
der Asylgesuche Bescheid wissen, um ihre Schutzbefoh-
lenen bestmöglich zu unterstützen.

Die Befragung der Asylbewerbenden sollte von Per-
sonen durchgeführt werden, die keinerlei Interesse am 
Resultat des Asylverfahrens haben. Nur so kann ge-
währleistet werden, dass die Befragung neutral und fair 
durchgeführt wird. 
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